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bern
Sabine Baum
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●

Sparm
assnahm

en in der G
e-

m
einw

esenarbeit–
ohne uns!

Engagem
ent 

gegen steigende K
ita-Tarife:

Blaise K
ropf, G

rossrat G
rünes

Bündnis und G
ew

erkschafts-
sekretär vpod

20'000 Personen haben im
 M

ärz gegen die Spar-
m

assnahm
en des Kantons dem

onstriert



Im
 M

ärz gastierte U
lrike R

öhr, Soziologin und Leite-
rin von genanet*, in B

ern. A
n einer Veranstaltungs-

reihe m
achte sie deutlich, dass grüne W

irtschaft
nicht losgelöst von G

enderfragen betrachtet w
erden

kann. 

G
rüne W

irtschaft stand im
 M

ittelpunkt der Veran-
staltungen m

it U
lrike R

öhr. In der D
iskussion um

nachhaltige U
m

w
elt- und Energiepolitik, w

ar die zen-
trale Frage, w

as w
ir zum

 Leben brauchen. W
irkungs-

orientiertes H
andeln sollte nicht prim

är auf das
Kosten-N

utzen Prinzip, sondern auf die Bedürfnisse
verschiedener gesellschaftlicher G

ruppen ausgerich-
tet sein. G

earbeitet w
ird auch andersw

o als auf dem
M

arkt, w
enn auch nicht gew

innorientiert. W
as be-

deutet das für eine grüne Politik, die gerechte Ver-
hältnisse schaffen w

ill? 
D

er B
lick auf H

andlungsfelder unserer Politik
zeigt auf, dass gerade der nicht-gew

innorientierten 
Arbeit kaum

 die angem
essene W

ertschätzung zu-
kom

m
t. So ist «Care Arbeit» w

ie K
inderbetreuung

und Altenpflege gesellschaftlich unverzichtbar, den-

noch w
ird sie oft unbezahlt geleistet. W

irtschaften
ist jedoch nur dann nachhaltig, w

enn diesen Berei-
chen Rechnung getragen w

ird. 
Bei der Energie, so Röhr, brauche es zudem

 eine
dezentrale O

rganisation der Produktion und Versor-
gung; nicht nur aus ökologischen G

ründen. D
iese

w
irke sich näm

lich positiv auf den Arbeitsm
arkt aus,

auch für Frauen. Zusätzlich verdeutlicht eine solche
D

ezentralisierung die unterschiedlichen Energiebe-
dürfnisse von Frauen und M

ännern. H
ier sind keine

m
arktorientierten Instrum

ente nötig, sondern eine
andere O

rganisation von Versorgung und M
obilität.

Röhr plädiert für G
enderanalysen als Basis einer grü-

nen U
m

w
eltpolitik, die über Effizienz im

 Sinne der
«G

reen Econom
y» hinausgeht. 

Annem
arie Sancar, G

B-Ausschuss 
*w

w
w

.genanet.de

stand

D
ie Aufhebung des Botschaftsasyls und der K

riegs-
dienstverw

eigerung als Asylgrund, die Schaffung von
Zentren für «renitente» Asylsuchende und die Reduk-
tion der Beschw

erdefrist von 30 auf 10 Tage sollen der
Beschleunigung des Asylverfahrens dienen. Faktisch
handelt es sich jedoch um

 Verschärfungen im
 Asylge-

setz, die M
enschenleben gefährden. 

D
as Asylgesetz w

urde seit seiner Verabschiedung 1979
m

ehr als zehn M
al revidiert, die letzte Revision w

urde
sogar als dringlich deklariert, also als direkt um

setz-
bar. D

as zustande gekom
m

ene Referendum
 hat des-

halb keine aufschiebende W
irkung. 

        N
eu kann bei einer Schw

eizer Botschaft im
 Aus-

land kein Asylgesuch m
ehr gestellt w

erden. D
am

it ent-
fällt die O

ption, den Asylantrag direkt vor O
rt prüfen

zu lassen. Traum
atisierte, verfolgte und geschw

ächte
M

enschen haben also eine Chance w
eniger, auf lega-

lem
 W

eg ein Asylgesuch zu beantragen. D
iese Ände-

rung w
ird vor allem

 Schlepper-O
rganisationen nützen,

w
eil so vielen Flüchtlingen nur der illegale W

eg bleibt. 
Kriegsdienstverw

eigerung bedeutet in vielen Ländern
Verfolgung und Folter. Trotzdem

 gilt sie neu nicht
m

ehr als Asylgrund. H
eute trifft dies insbesondere

M
enschen aus Eritrea und Syrien. 

        M
it den besonderen Zentren für Asylsuchende, die

«durch ihr Verhalten den ordentlichen B
etrieb der

Em
pfangsstellen erheblich stören», leisten die Bun-

desbehörden der W
illkür und der U

ngleichbehandlung
Vorschub.
        D

ie Beschw
erdefristen gegen einen Asylentscheid

sollen in der Testphase von 30 auf 10 Tage verkürzt
w

erden, w
as ein faires Verfahren verunm

öglicht. D
iese

G
esetzesänderung ist inakzeptabel, und es ist zu be-

fürchten, dass sie Schule m
achen w

ird. 
Alle diese Verschärfungen w

erden das Asylverfahren
nicht beschleunigen, sondern nur dafür sorgen, dass
es ungerechter w

ird und den bereits w
achsenden

Frem
denhass w

eiter anheizt. 
D

arum
 am

 9. Juni ein N
ein zur Asylgesetzrevision! 

H
asim

 Sancar, G
B-G

rossrat

N
ein zu den dringlichen 

Verschärfungen im
 Asylgesetz 

D
ie U

m
w

eltpolitik hat ein 
G

eschlecht

stand

Am
 9. Juni findet die Abstim

m
ung zur Teilrevision der

Bauordnung statt. D
iese sieht vor, dass bestehender

W
ohnraum

 vor kom
m

erzieller U
m

nutzung geschützt
w

ird – in Anbetracht der W
ohnungsnot in Bern ein

sehr w
ichtiges Anliegen.

In der Stadt Bern herrscht W
ohnungsnot. D

ie Leer-
w

ohnungsziffer beträgt 0.44 Prozent, vor allem
 Fam

i-
lien finden keine geeigneten W

ohnungen und die
M

ieten steigen. Bei N
eubauten sind die W

ohnungen
oft vergeben, bevor sie fertiggestellt sind. D

er Erhalt
von W

ohnraum
, insbesondere der Schutz vor Abriss

oder U
m

w
andlung für gew

erbliche Zw
ecke oder in Bü-

roräum
e, ist deshalb ein w

ichtiges Anliegen der städ-
tischen W

ohnpolitik. 
D

ie Stadt schützte bestehenden W
ohnraum

 be-
reits bisher, neu w

ird dieser Schutz jedoch in der städ-
tischen Bauordnung verankert, da das kantonale G

e-
setz über die Erhaltung von W

ohnraum
 (W

ERG
) aus-

ser K
raft gesetzt w

urde. Ein grosser Teil der insge-
sam

t 75‘000 Berner W
ohnungen ist zw

ar über die

Vorschriften der N
utzungszonen in der städtischen

Bauordnung geschützt. Rund 5500 W
ohnungen w

er-
den nun jedoch zusätzlich durch das G

esetz unter
Schutz gestellt, das heisst Abbruch oder U

m
nutzung

sind nur m
it behördlicher Bew

illigung gestattet. 
D

er W
ohnraum

schutz soll nur zur Anw
endung

kom
m

en, w
enn in der Stadt Bern W

ohnungsknapp-
heit herrscht, da er verfassungsrechtlich eine Eigen-
tum

sbeschränkung darstellt. K
onkret soll das G

e-
setz greifen, w

enn der Leerw
ohnungsbestand unter

einem
 Prozent liegt, w

as in Bern seit Jahren der Fall
ist. D

er neue Artikel enthält Ausnahm
ebestim

m
un-

gen, so darf m
an z.B. eine U

m
nutzung vornehm

en,
w

enn diese in übergeordnetem
 öffentlichen Inte-

resse liegt (z.B. bei K
itas, die in W

ohnräum
en einge-

richtet w
erden).

Christine M
ichel, G

B-Stadträtin

JA zur Ergänzung der Bauord-
nung

zum
Schutzvon

W
ohnraum

«Care-W
irtschaft findet zw

ischen
M

enschen statt und sie ist nach-
haltig. Es fällt schw

er, U
m

w
elt-

politik ebenfalls so zu verstehen,
vielleicht w

eil m
an annim

m
t, sie

sei gender-neutral. G
ender ist je-

doch zentral, z.B. bei ökologi-
schen Steuerreform

en. D
as G

B
trägt Verantw

ortung und w
ehrt

sich, w
enn im

 N
am

en von 
(grünem

) W
achstum

 die Care-Tä-
tigkeiten aussen vor bleiben.»
Annem

arie Sancar, 
G

B-Ausschuss

«W
ohnpolitik ruht auf verschie-

denen Pfeilern. G
erade in der

Stadt Bern, die m
ehr Arbeits-

plätze als Einw
ohnerInnen hat,

m
uss neuer bezahlbarer W

ohn-
raum

 her, z.B. durch die Förderung
von W

ohnbaugenossenschaften.
Ebenso w

ichtig ist aber, den be-
stehenden, preisgünstigen
W

ohnraum
 zu erhalten. D

er
W

ohnraum
schutz m

uss deshalb
w

eiterhin gesetzlich verankert
bleiben.»
Christine M

ichel, G
B-Stadträtin
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●
Flyerverteilaktionen

W
er das G

rüne Bündnis bei Flyerverteilaktionen für
die K

am
pagne gegen die Asylgesetzrevision unter-

stützen m
öchte, m

eldet sich bitte m
öglichst rasch im

G
B-Sekretariat (info@

gbbern.ch oder 031 301 82 09) 

aktions

Stadt
●

Schutz von W
ohnraum

: Teilrevision der 
Bauordnung: JA
●

Reglem
ent über die fam

ilienergänzende Betreuung
von Kindern und Jugendlichen. Volksvorschlag: JA,
Stadtratsvorlage: N

EIN
; Stichfrage: Volksvorschlag

N
ational

●
Volksinitiative «Volksw

ahl des 
Bundesrates»: N

EIN
●

D
ringliche Änderungen des Asylgesetzes: N

EIN

A
bstim

m
ungen vom

 9. Juni 



auf der H
and: Sie w

issen genau, dass sie m
it der ge-

planten G
utscheinhöhe ihr Angebot nicht finanzie-

ren könnten. H
ebt m

an die Elternbeiträge an, lässt
sich das Problem

 leicht lösen. N
ur: D

ie D
um

m
en sind

dann die Eltern, w
elche sich das Angebot unter U

m
-

ständen nicht m
ehr leisten können. Angesichts der

integrativen W
irkung der fam

ilienergänzenden K
in-

derbetreuung ist eine solche Entw
icklung fatal.

A
usbildungstätigkeit städtischer K

itas honorieren
Ebenso problem

atisch ist die vorgesehene U
ngleich-

behandlung der öffentlichen und der privaten K
itas.

W
ährend öffentliche K

itas künftig keinerlei Beiträge

von der öffentlichen H
and m

ehr erhalten dürfen, ist
die Zusatzfinanzierung durch Stiftungen und Eltern-
vereine bei privaten K

itas m
öglich. D

ies ist um
so un-

gerechter, als die öffentlichen Kitas in der Stadt Bern
heute einen w

eit überproportionalen Anteil an die
Ausbildung des Fachpersonals beitragen. W

ährend-
dessen setzen viele private K

itas auf billige Prakti-
kum

skräfte – und schaffen dam
it ein Riesenproblem

im
 Ausbildungsbereich: O

bw
ohl die Berufslehre zur

Fachfrau/zum
 Fachm

ann Betreuung w
ie jede ge-

w
öhnliche Berufslehre nach Abschluss der obligato-

rischen Schulzeit in Angriff genom
m

en w
erden kann,

schicken zahlreiche Kitas potentielle Lehrfrauen und
Lehrm

änner vorerst auf eine Endlos-P
raktikum

s -
schlaufe. Viele erhalten auch nach zw

ei oder drei Jah-
ren Praktikum

 keine Lehrstelle. D
iesem

 M
issstand

sind die öffentlichen K
itas der Stadt Bern entgegen-

getreten und verzichten richtigerw
eise auf die Be-

schäftigung von Praktikantinnen und Praktikanten.
Sie dafür zu bestrafen, w

äre grundfalsch. 

A
bstim

m
ung m

it Signalw
irkung

D
er Entscheid vom

 9. Juni hat nicht nur lokale Bedeu-
tung, sondern Signalw

irkung über die Stadtgrenzen
hinaus. In im

m
er m

ehr Bereichen – von der Betreu-
ung von M

enschen m
it einer B

ehinderung bis zu
schulischen Angeboten – w

ird heute die Einführung
von G

utscheinsystem
en gefordert. O

ft bedeutet dies
den Verlust der öffentlichen Steuerung über die Q

ua-
lität und über die Anstellungsbedingungen. Aus die-
sem

 G
rund ist es enorm

 w
ichtig, dass w

ir uns m
it

dem
 Volksvorschlag «Betreuungsgutscheine ja, aber

fair» durchsetzen. D
avon profitieren die Eltern, die

K
inder und das Personal.

Blaise Kropf, G
ew

erkschaftssekretär vpod, 
G

B-G
rossrat, 

Cristina Anliker-M
ansour, G

B-Stadträtin 

m
ittel

Betreuungsgutscheine ja,aber fair
Facts
●

In der Stadt Bern w
arten 1417

Vorschulkinder auf einen Kita-
Platz. Entsprechend w

ichtig ist
es, das Kita-Angebot w

eiter aus-
zubauen. D

abei braucht es das
konstruktive M

iteinander von
privaten und öffentlichen Be -
trieben. 
Vorschulkinder w

erden in der
Stadt Bern in 15 städtischen, 26
subventionierten und 36 privaten
Kitas betreut. Private Kitas sind
dam

it bereits heute ein w
ichtiger

Pfeiler im
 städtischen Angebot.

37 Prozent der Plätze für Vor-
schulkinder w

erden durch private,
36 Prozent durch subventio-
nierte und 27 Prozent durch 
öffentliche Betriebe bereitge-
stellt. Allerdings: W

ährend in so-
zial besser gestellten Q

uartieren
w

ie Kirchenfeld, Schosshalde und
W

eissenbühl der Anteil der in 
privaten Kitas betreuten Kinder
grösser ist als jener in städti-
schen Kitas, ist das Verhältnis in
Büm

pliz/O
berbottigen m

assiv
um

gekehrt: H
ier w

erden 362 Kin-
der an städtisch finanzierten
Plätzen betreut, w

ährend die An-
zahl privater Plätze gerade m

al
23 beträgt. D

as zeigt, dass die öf-
fentlichen Betriebe zur W

ahrung
der Versorgungssicherheit unab-
dingbar sind.
D

eutlich ist auch, dass die städti-
schen Betriebe einen grösseren
Anteil an Kindern m

it erhöhtem
Betreuungsbedarf und von Kin-
dern aus Fam

ilien m
it Verständi-

gungsschw
ierigkeiten betreuen.

D
er Volksvorschlag garantiert das

Fortbestehen der konstruktiven
Zusam

m
enarbeit von privat und

öffentlich – w
ährend das Stadt-

ratsreglem
ent genau dies unter-

m
iniert.
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A
m

 9. Juni entscheiden die StadtbernerInnen über
einen neuen Finanzierungsm

odus für die K
inderta-

gesstätten. Sollen die K
itas dem

 freien M
arkt über-

lassen w
erden, oder bleibt eine m

inim
ale staatliche

Steuerung erhalten? Zur Sicherung eines finanzier-
baren, qualitativ guten A

ngebots und fairer A
nstel-

lungsbedingungen für das P
ersonal ist eine poli-

tische Steuerung ein M
uss. N

ötig sind deshalb ein Ja
zum

 Volksvorschlag und ein N
ein zum

 Stadtratsre-
glem

ent.

In einer um
strittenen Abstim

m
ung im

 M
ai 2011 hatten

die Stim
m

berechtigten der Stadt Bern beschlossen,
das Kita-Angebot künftig über Betreuungsgutscheine
zu finanzieren. D

as G
rüne Bündnis w

ehrte sich dam
als

leider erfolglos gegen die Abkehr von der bew
ährten

O
bjektfinanzierung. D

a die Betreuungsgutscheine-Vor-
lage als G

egenvorschlag zu einer Initiative konzipiert
w

ar, w
elche einen Rechtsanspruch auf einen Kita-Platz

und dam
it einen m

assiven Ausbau des Kitaangebots
forderte, w

urden die Betreuungsgutscheine fälschli-
cherw

eise als Kom
prom

iss w
ahrgenom

m
en, w

as der
Vorlage die nötige Legitim

ation verlieh.

W
orum

 geht es in der A
bstim

m
ung?

Angesichts dieses G
rundsatzentscheids ist klar, dass

das K
ita-Angebot in der Stadt Bern künftig über Be-

treuungsgutscheine finanziert w
ird. Im

 G
egensatz

zur heutigen Finanzierung, bei w
elcher die Stadt ihre

Beiträge direkt an die beauftragen K
indertagesstät-

ten ausrichtet, gehen die G
elder künftig an die Eltern,

die sich dam
it in einer beliebigen K

ita einen Platz
«kaufen» können. U

ngeklärt ist allerdings die Frage,
w

ie das System
 der Betreuungsgutscheine um

gesetzt
w

ird – auf eine m
arktliberale oder auf eine sozialver-

trägliche Art und W
eise.

W
ieso ein Volksvorschlag?

A
ls es um

 die U
m

setzungsregelung ging, hat der
Stadtrat eine ausgesprochen m

arktorientierte Lö-
sung beschlossen: «D

ie Privaten m
achen es besser –

die öffentliche H
and braucht es nicht», hiess das

M
otto. 

So schafft nun erstens das stadträtliche Regle-
m

ent die Tarifobergrenze ab und nim
m

t dam
it in Kauf,

dass die Elternbeiträge m
assiv angehoben w

erden.
Zw

eitens bevorteilt das Reglem
ent die privaten Kitas

gegenüber den öffentlichen Betrieben, w
as m

ittelfri-
stig zu einer Privatisierung oder gar einer Schliessung
der öffentlichen Kitas führen w

ird. U
nd drittens hat

sich der Stadtrat ausbedungen, selber über die H
öhe

der G
utscheine entscheiden zu dürfen, w

as die Rechts -
sicherheit bezüglich der G

utscheinhöhe gefährdet.
Aus diesem

 G
rund hat das G

rüne Bündnis gem
einsam

m
it Partnerorganisationen w

ie dem
 G

ew
erkschafts-

bund der Stadt Bern und der SP den Volksvorschlag
«Betreuungsgutscheine ja, aber fair» eingereicht. D

ie
Abstim

m
ung findet am

 9. Juni statt.

D
rohende Erhöhung der Elterntarife

H
auptproblem

 des K
ita-Reglem

ents, w
ie es jetzt vor-

l iegt, ist die A
ufhebung der Tarifobergrenze. D

ass
sich die privaten K

itas dafür eingesetzt haben, liegt

●
Für ein JA zum

 Volksvorschlag
D

ie A
bstim

m
ungskam

pagne für den K
ita-Volksvor-

schlag braucht U
nterstützung: 

Zeitungen verteilen, LeserInnenbriefe schreiben
oder bei Flyerverteilaktionen m

itm
achen! W

er hel-
fen kann, m

eldet sich bitte im
 G

B
-Sekretariat

(info@
gbbern.ch, 031 301 82 09).

aktions

D
as Kom

itee «Betreuungs-
gutscheine ja, aber fair» bei
der Einreichung des Volks-
vorschlags 



bern

20'000 Personen haben im
 M

ärz auf dem
 Bundesplatz

gegen die kurzsichtige kantonale Sparpolitik prote-
stiert. D

iese trifft die Stadt Bern als grösste G
em

einde
im

 K
anton am

 m
eisten. Es droht ein K

ahlschlag in der
G

em
einw

esenarbeit. 

K
inder nutzen Freizeitangebote, Eltern suchen Bera-

tungsangebote auf, N
euzugezogene finden Anschluss,

Arbeitslose w
erden unterstützend begleitet – von der

G
em

einw
esenarbeit profitiert die ganze G

esellschaft. 
        D

eren langjährige und w
ertvolle Arbeit ist jetzt ge-

fährdet: 1.8 M
illionen Franken m

üssen eingespart w
er-

den – dies sind keine Peanuts, sondern eine K
ürzung

von über 50%
 der Subventionen! D

ie Folgen: M
assiver

Stellenabbau und eine drastische Reduktion der Ange-
bote, vielen Q

uartierzentren droht die Schliessung. 

W
as bisher geschah: D

er K
anton hat kurzfristig ent-

schieden, seinen Anteil von 1,8 M
illionen für die G

e-
m

einw
esenarbeit bereits ab diesem

 Jahr zu streichen.
U

m
 einen Kollaps zu verhindern, m

usste die Stadt ein-
springen. Eine langfristige Finanzierung über das Jahr
2013 hinaus, w

ie vom
 G

B gefordert, lehnt das Stadt-
parlam

ent aber knapp ab. Anlässlich der D
iskussion

des G
B-Vorstosses handelte eine M

ehrheit des Stadt-
rates doppelzüngig und zynisch. D

er N
utzen der G

e-
m

einw
esenarbeit w

urde zw
ar allseits betont, in der

Abstim
m

ung setzten die Vertretenden der M
itte der-

selben jedoch das M
esser an den H

als: D
ie vorgeschla-

genen «O
ptim

ierungsm
assnahm

en» bedeuten für zahl-
reiche Projekte näm

lich den Todesstoss. 
        D

ieses Sparen w
ird uns m

ittelfristig teuer zu ste-
hen kom

m
en: D

enn die Problem
e verschw

inden nicht
von selbst. D

ie Sparm
assnahm

en führen längerfristig
zu Folgekosten an anderen O

rten. Auch der einzigar-
tige M

ix an bezahlter und Freiw
illigenarbeit ist in

seiner Existenz bedroht: D
enn jeder ins Personal in-

vestierte Franken kehrt m
ehrfach zurück - und w

ird
doppelt fehlen. 
        D

as G
B w

ehrt sich gegen den verheerenden Lei-
stungsabbau und setzt sich w

eiter für ein längerfris -
tiges Ü

berleben der städtischen G
em

einw
esen-

arbeit ein. 

Sabine Baum
gartner, G

B-Stadträtin

Sparm
assnahm

en in der 
G

em
einw

esenarbeit–ohne uns!

sicht

D
ie K

am
pagne «R

echt ohne G
renzen» w

ird von über
50 H

ilfsw
erken und N

ichtregierungsorganisationen
getragen. Sie setzt sich für klare R

egeln für K
onzerne

ein und hat im
 Som

m
er 2012 eine Petition m

it über
135'000 U

nterschriften eingereicht. W
as genau ist

d as Ziel der K
am

pagne?
●

O
b G

lencore in Sam
bia, Xstrata in Peru, H

olcim
 in

Indien oder Trafigura in Côte d’Ivoire – Schw
eizer Fir-

m
en verletzen im

m
er w

ieder M
enschenrechte oder

verschm
utzen die U

m
w

elt. D
ies geschieht, obw

ohl
im

m
er m

ehr U
nternehm

en «soziale Verantw
ortung»

auf ihre Fahne schreiben. W
ir w

ollen deshalb, dass die
Politik hier in der Schw

eiz verbindliche Regeln ein-
führt, dam

it Firm
en, die hier ihren Sitz haben w

ollen,
auch im

 Ausland fundam
entale Rechte achten. 

W
ie sähen solche «verbindlichen R

egeln» aus?
●

Erstens m
üssten U

nternehm
en verpflichtet w

erden,
präventive M

assnahm
en zu ergreifen, dass es w

eder zu
M

enschenrechtsverletzungen noch zu U
m

w
eltverge-

hen kom
m

t. D
azu m

uss die soziale Verantw
ortung auf

allen Ebenen des U
nternehm

ens verankert w
erden; die

M
itarbeitenden m

üssen entsprechend geschult und
ein unabhängiges M

onitoring und insbesondere eine
ausführliche Reportingpflicht eingeführt w

erden.
Zw

eitens brauchen jene M
enschen, die durch das G

e-
schäftsgebaren einer Schw

eizer Firm
a geschädigt

w
orden sind, einen Zugang zu Justiz und W

iedergut-
m

achung. D
urch die kom

plizierten Strukturen m
ul-

tinationaler K
onzerne, die teilw

eise schw
achen

Staatsstrukturen in G
aststaaten und das fehlende

Verantw
ortungsbew

usstsein der Sitzstaaten ist eine
Art rechtsfreier Raum

 entstanden. D
eshalb w

ollen
w

ir, dass G
eschädigte hier in der Schw

eiz eine K
lage

gegen die betreffende Firm
a einreichen können. M

ög-
lich w

ürde das durch eine Solidarhaftung: D
ie M

utter-
häuser der U

nternehm
en in der Schw

eiz sollen haftbar
sein für die Tätigkeiten ihrer Tochterhäuser oder Zulie-
ferer auf der ganzen W

elt.

D
ie Petition w

urde letzten Som
m

er eingereicht, die
aussenpolitischen K

om
m

issionen der eidgenössi-
schen R

äte haben sie behandelt und abgelehnt – w
as

jetzt? 
●

Im
 letzten D

ezem
ber hat der N

ationalrat ein Postu-
lat von Alec von G

raffenried «Eine Ruggie-Strategie
für die Schw

eiz» verabschiedet. D
am

it m
uss der Bun-

desrat nun eine Strategie erarbeiten, w
ie die U

no-Leit-
prinzipien zu W

irtschaft und M
enschenrechten, die

sow
ohl eine Verantw

ortung des Staates, eine Verant-
w

ortung der U
nternehm

en und einen verbesserten
Zugang zu Justiz und W

iedergutm
achung für die G

e-
schädigten vorsehen, im

plem
entiert w

erden. D
as ist

ein bedeutender Schritt, denn bis heute verfügt die
Schw

eiz über keine um
fassende und zeitgem

ässe
Strategie zum

 Them
a W

irtschaft und M
enschen-

rechte. 
        D

er N
ationalrat hat im

 M
ärz als Reaktion auf die

Petition zudem
 ein Postulat seiner APK

 verabschie-
det. Es fordert einen Bericht, der aufzeigt, w

ie andere
Länder eine m

enschenrechtliche und ökologische
Sorgfaltspflicht für Leitungsorgane von U

nterneh-
m

en eingeführt haben. Zudem
 sollen im

 Bericht Vor-
schläge gem

acht w
erden, w

elche M
öglichkeiten für

eine solche Sorgfaltspflicht in der Schw
eiz bestehen.

D
ieser Bericht m

üsste dem
nächst erscheinen. 

D
as alles klingt nach steinigem

 W
eg...

●
«R

echt ohne G
renzen» und die Aktivitäten der

N
G

O
s haben endlich dazu geführt, dass M

enschen-
rechte

/U
m

w
eltschutz zunehm

end ein w
ichtiges

Them
a für Politik, W

irtschaft und W
issenschaft w

ird.
Aber es stim

m
t, der W

eg zur tatsächlichen Einklagbar-
keit eines U

nternehm
ens ist sehr steinig und m

it den
W

irtschaftsverbänden stehen uns m
ächtige W

idersa-
cher gegenüber. 

Interview
: Johannes Künzler

R
echte für M

enschen, 
R

egeln für K
onzerne

Rahel Ruch ist K
am

pag -
nenleiterin von «Recht
ohne G

renzen» und M
it-

glied des leitenden G
B-
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Seit 1981 ist die Villa
Stucki ein w

ichtiges 
Q

uartierzentrum
. 

D
roht ihr nun das Aus?

Vorstösse IErfolge
●

Im
 M

ärz 2013 w
urde die neue G

B
-Stadträtin

Franziska G
rossenbacher in die Energiekom

m
is-

sion gew
ählt.  Sie ersetzt dam

it alt G
B

-Stadtrat
U

rs Frieden, der seit Februar 2013 Präsident der
Ö

kofonds-K
om

m
ission ist. 

Auch auf parlam
entarischer Ebene setzt sich das

G
rüne B

ündnis für ökologische Anliegen ein. So
w

urde beispielsw
eise im

 M
ärz in einer M

otion ge-
fordert, dass die Ziele der kantonalen Initiative
«B

ern erneuerbar» in der Stadt B
ern auf kom

m
u-

naler Ebene realisiert w
erden. 

●
N

ein zum
 H

ooligan-K
onkordat

U
nterschreiben Sie jetzt das Referendum

 gegen das
vom

 bürgerlichen G
rossrat beschlossene, unverhält-

nism
ässige, unnütze und G

rundrechte m
iss achtende

H
ooligan-Konkordat. Inform

ationen finden Sie unter
w

w
w

.konkordatnein.ch 

aktions



treff

Veranstaltungen
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Ö
ffentlicher Verkehr

stärkt Bern
D

roht der Ö
V-Knotenpunkt Bern der Sparpolitik zum

O
pfer zu fallen? D

ie im
 M

ärz vorgesehene Beratung
des Rahm

enkredits für die Ö
V-Investitionen w

urde
vom

 G
rossen Rat in den Juni verschoben. Begründung:

D
ie Finanzkom

m
ission w

ill die Investitionen für den
Bahnhof Bern und das Tram

 Region Bern im
 Kontext

des anstehenden Sparpakets beurteilen. Eine Be-
schneidung dieser Projekte w

äre aber brandgefähr-
lich. D

er öffentliche Verkehr stösst bereits heute an
seine Kapazitätsgrenzen.
D

as Tram
 Region Bern und der Ausbau des Bahnhofs

Bern sind Projekte von zentraler Bedeutung. D
ie Auf-

bruchstim
m

ung im
 W

esten Berns zeigt eindrücklich,

dass die Investitionen ins Tram
 Bern W

est nicht nur
ein Verkehrs-, sondern ebenso ein Stadtentw

icklungs-
und W

irtschaftsförderungsprojekt gew
esen sind. D

a-
von profitiert der gesam

te Kanton, w
elcher darauf an-

gew
iesen ist, an Strukturstärke zu gew

innen.
Können dringend nötige Investitionen nicht getätigt
w

erden, w
ird sich der Verkehr nach der erfreulichen

Trendw
ende zu G

unsten des öffentlichen Verkehrs
w

ieder verm
ehrt auf die Strasse verlagern. Ein hoff-

nungslos überlasteter Ö
V-Knotenpunkt Bern schadet

aber nicht nur der U
m

w
elt, sondern der Attraktivität

Berns als W
irtschafts- und W

ohnstandort. Trotz der
schw

ierigen Finanzsituation braucht der Kanton Bern
ein gutes Ö

V-Angebot, dam
it die Volksw

irtschaft nicht
in eine N

egativspirale gerät. Eine Reduktion der vom
Regierungsrat beantragten Investitionsbeiträge w

äre
darum

 ein kontraproduktiver Entscheid. 

Im
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D
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it-
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Grünes Bündnis
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grün

Regula Tschanz, Geschäftsführerin
Grüne Kanton Bern und GB-Stadträtin

●
So, 12. M

ai, 10.45 U
hr, Burgdorf Bhf. und D

i, 25. Juni,
20.00 U

hr, Käfigturm
W

anderung Industriekultur im
 Em

m
ental und Berns

M
ühe m

it der M
oderne

D
ie AG

 W
irtschaft organisiert am

 12. M
ai einen 

Spaziergang m
it H

ans-Peter Bärtschi im
 Em

m
ental,

der überraschende Einblicke in eine Region bietet,
die nicht den Ruf einer Industrieregion geniesst.
Zudem

 gibt es am
 25. Juni eine Podium

sdiskussion
m

it André H
olenstein und Stefan von Bergen zum

Them
a «Berns M

ühe m
it der M

oderne». W
eiteres

unter w
w

w
.gbbern.ch

●
D

i, 28. M
ai, 19.00 U

hr, Sitzungszim
m

er G
rüne CH

W
orkshop der AG

 Ö
kologie 

D
ie AG

 Ö
ko des G

B lädt alle Interessierten zu einem
W

orkshop ein, an dem
 die Forderungen des G

B zum
neuen Stadtentw

icklungskonzept (STEK
) diskutiert

w
erden sollen.

●
So, 7. Juli, Breitenrain

Autofreier Sonntag 
Am

 7. Juli gibt es w
ieder einen autofreien Sonntag im

Breitsch. Infos unter w
w

w
.gbbern.ch 

●
M

i, 12. Juni, 18.30 U
hr, Käfigturm

 und D
i, 4. Juni,

Kino Reitschule
Veranstaltungen zu R

om
a

D
ie AG

 M
igration organisiert zw

ei Veranstaltungen
zum

 Them
a Rom

a. Am
 12. Juni findet eine Podium

s-
diskussion m

it dem
 Titel «Bettelnde Rom

abanden -
M

ythos oder Realität?» statt. Am
 4. Juni w

ird im
 Kino

der Reitschule der Film
 «N

atasha» gezeigt. 
Infos unter w

w
w

.gbbern.ch 

Sekretariat
G

rünes Bündnis Stadt Bern
N

eubrückstrasse 17, 3012 Bern,
Postfach 6411, 3001 Bern, Tel. 031 301 82 09,
info@

gbbern, w
w

w
.gbbern.ch 

G
rünes Bündnis Stadt Bern auf Facebook: 

http://w
w

w
.facebook.com

/G
ruenesBuendnisBern

PC-Konto: 30-37923-6. M
erci!

●
Frauenpolitik

13. Juni, Kontakt: regula_buehlm
ann@

bluew
in.ch    

●
Ö

kologie 
28. M

ai, Kontakt: fragroba@
gm

x.ch 

●
Internationales und M

igration 
Kontakt: asancar@

bluew
in.ch

●
W

irtschaft 
Kontakt: thom

as.bauer@
hotm

ail.ch 

●
Bildungs- und K

ulturpolitik
10. Juni, Kontakt: regula.nyffeler@

bluew
in.ch 

●
Leitender Ausschuss 

29. M
ai, Kontakt: info@

gbbern.ch

Interna
●

Am
 M

o, 3. Juni, ab 20.00 U
hr findet im

 Restaurant
O

 bolles (Bollw
erk 35, Bern) der nächste G

B-Stam
m

-
tisch statt. Inform

ationen unter: w
w

w
.gbbern.ch 


